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Lübeck. Die Fahrradwege in 
der Roonstraße auf Marli zäh-
len zu den schlimmsten der 
Stadt. Baumwurzeln heben 
den Radweg an, brechen ihn 
auf, direkt am Radweg parken-
de Autos sorgen für Unsicher-
heit. Das soll sich jetzt ändern. 
Denn die Lübecker Stadtver-
waltung plant, Radfahrstreifen 
auf der Roonstraße anzulegen.

„Die Radwege in der Roon-
straße (B75) sind für den Schü-
lerverkehr wichtig, außerdem 
gehört die Roonstraße zum 
Landesweiten Radverkehrs-
netz Schleswig-Holstein„, be-
gründet die Stadtverwaltung 
die Maßnahme. Auf jeweils 340 
Metern zwischen der Walder-
seestraße und der Hövelnstra-
ße aber seien die alten Radwe-

ge kaum noch passierbar. “Mit 
Lastenrädern kann der Rad-
weg schlecht oder gar nicht be-
fahren werden. Ein sogenann-
ter Sicherheitstrennstreifen 
zwischen Radweg und parken-

den Kfz fehlt, so dass das Rad-
fahren im Türöffnungs-Bereich 
der Autos gefährlich ist." Zu-
dem könne auf den Radwegen 
kein Winterdienst mehr geleis-
tet werden. Im vergangenen 

Winter mussten die Radwege 
daher schon gesperrt werden.

Weil die Roonstraße im Ok-
tober saniert werden soll, sol-
len darum nun neue Fahrrad-
streifen her. Sie sind jeweils 
2,25 Meter breit und befinden 
sich direkt auf der Fahrbahn. 
Die Roonstraße wird also künf-
tig nur noch eine Fahrspur in 
beide Richtungen haben. Die 
werden laut Stadtverwaltung 
aber extra komfortabel: Mit 
3,25 Meter pro Spur sind sie 
dann breiter als zuvor.

Dafür müssen aber die 
Autos verschwinden, die nun 
beidseitig direkt auf der Roon-
straße parken. Sie sollen künf-
tig wieder zwischen den Bäu-
men und auf dem alten Radweg 
parken. Diesen Parkraum hatte 
die Stadtverwaltung im April 
2023 gestrichen, nun soll er 

wieder genutzt werden.
Mit der Planung sieht die 

Stadtverwaltung zahlreiche 
Vorteile: Durch die Umsetzung 
im Zuge der Straßensanierung 
könne man die Kosten dafür 
niedrig halten, heißt es in einer 
Pressemitteilung. Zudem wür-
de der Wegfall von zwei Fahr-
spuren für eine Lärmminde-
rung in dem Bereich sorgen, 
der den Anwohner zugute 
komme. Und: Die Entsiegelung 
der alten Radwege gebe den 
dortigen Bäumen mehr Platz.

Am kommenden Montag 
will die Stadtverwaltung ihre 
Pläne im Bauausschuss der 
Bürgerschaft vorstellen. Mit 
der Fertigstellung der Roon-
straße einschließlich der neue 
Radfahrstreifen rechnet die Lü-
becker Stadtverwaltung noch 
vor den Wintermonaten.

Roonstraße: Neue Fahrradstreifen, Parken wie früher
Lübeck plant die Umgestaltung in St. Gertrud: Welche Vorteile die Stadtverwaltung darin sieht

Von Oliver Pries

Die Roonstraße in Lübeck wird einspurig. Die Stadtverwaltung wan-
delt eine Fahrspur je Richtung in Fahrradstreifen um. Foto: Oliver Pries

Lübeck. Jetzt geht’s vor Ge-
richt. Offenbar hat das lange 
Warten auf Entschädigung 
mindestens zwei Personen, de-
ren Schließfächer bei der Deut-
schen Bank bei dem Einbruch 
im Dezember 2024 ausgeräumt 
wurden, gereicht: Sie haben 
die Deutsche Bank verklagt.

Das bestätigt ein Sprecher 
des Landgerichts Lübeck. Zwei 
Zivilverfahren in dieser Sache 
seien beim Landgericht anhän-
gig. Ein Verfahren soll sogar 
schon im Oktober am Burgfeld 
in Lübeck beginnen. Nach LN-
Informationen wurde eine der 
beiden Klagen gegen das Kre-
ditinstitut bereits im Mai einge-
reicht. Wer genau die Geduld 
verloren und die Deutsche 
Bank verklagt hat, steht nicht 
fest. Klar ist aber: Die Kläger 
müssen einen rechtlichen Bei-
stand haben, denn bei einer 
Klage beim Landgericht 
herrscht, anders als beim Amts-
gericht, Anwaltspflicht.

Ungeduld bei 
Geschädigten wächst

Der Lübecker Rechtsanwalt Ti-
tus Jochen Heldt, der mehr als 
20 Geschädigte des Einbruchs 
vertritt, steckt nicht hinter den 
Klagen. „Von meinen Mandan-
ten hat bisher noch niemand 
geklagt. Aber ich kann verste-
hen, wenn Geschädigte die 
Geduld verlieren“, sagt Heldt. 
„Ich könnte sogar verstehen, 
wenn einige meiner Mandan-
ten die Geduld verlieren und 
klagen wollen. Denn der Ent-
schädigungsprozess läuft wirk-
lich sehr zäh.“

Auch nach monatelanger 
Kommunikation mit der Deut-
schen Bank wurde noch keiner 
seiner Mandanten entschädigt, 
aber: „Ich rechne damit, dass 
bald auch die ersten meiner 
Mandanten entschädigt wer-
den.“

Bei Jürgen Hennemann, 
Fachanwalt für Versicherungs-
recht und Haftpflichtspezialist 
aus Buchholz (Niedersachsen), 
der eine Vielzahl Geschädigter 
berät und vertritt, läuft es etwas 
besser. 20 Prozent seiner Man-
danten seien bereits von der 
Deutschen Bank entschädigt 
worden. Dennoch sagt Henne-
mann: „Die Pilgerschrittge-
schwindigkeit, in der der Ent-
schädigungsprozess läuft, ist 
nicht mehr akzeptabel. Uns 
geht langsam die Geduld aus.“

Geklagt hat Hennemann 
aber noch nicht, die Verfahren 
beim Landgericht Lübeck ge-
hen nicht auf sein Konto.

Deutsche Bank äußert 
sich nicht

Die Deutsche Bank selbst äu-
ßert sich nicht zu den beiden 
Klagen. Ein paar Monate, 
nachdem Einbrecher Bargeld, 
Schmuck und Gold im Wert von 
rund 18 Millionen Euro aus 371 
Schließfächern der Filiale am 
Kohlmarkt erbeutet hatten, 

startete das Kreditinstitut einen 
Entschädigungsprozess. Dabei 
war zu diesem Zeitpunkt noch 
überhaupt nicht klar, ob die Si-
cherheitssysteme der Bank 
versagt hatten und sie deswe-
gen tatsächlich Entschädigun-
gen zahlen muss.

„Inzwischen haben wir eine 
Reihe von Geschädigten in 
außergerichtlichen Einigun-
gen zeitnah und einvernehm-
lich mit insgesamt drei Millio-
nen Euro entschädigt“, sagt ein 
Sprecher der Deutschen Bank. 
„Der Entschädigungsprozess 
wird sehr gut angenommen 
und weiter sorgfältig umge-
setzt, um berechtigte Ansprü-
che zu erstatten.“

Späte Einsicht 
in die Ermittlungsakte

Um genau zu klären, ob ihre 
Mandanten berechtigte An-
sprüche auf Entschädigung ha-
ben, bekamen sowohl Heldt als 
auch Hennemann mittlerweile 
Einblicke in die Ermittlungsak-
te der Lübecker Staatsanwalt-

schaft. Das hatten die beiden 
Juristen schon seit Monaten 
gefordert. Schließlich sind die 
Informationen, wie die Einbre-
cher ihren spektakulären Coup 
durchziehen konnten und ob 
dabei Sicherheitssysteme der 
Deutschen Bank versagten, für 
ihre Mandanten nicht un-
erheblich.

Doch mit den Informationen 
aus der Akte, die ihnen die 
Staatsanwaltschaft bereitstell-
te, können sie nicht viel anfan-
gen. „Es waren nur belanglose 
Daten, keine Infos zu den Si-
cherheitssystemen der Bank“, 
sagt Jürgen Hennemann. „Es 
wird von Seiten der Behörde 
weiter mit dem Begriff der Ge-
fährdungslage kokettiert, also, 
dass die Herausgabe von Infor-
mationen den Ermittlungs-
erfolg der Beamten gefährden 
könnte. Aber wo soll nach neun 
Monaten noch eine Gefähr-
dungslage sein? Es geht 
schließlich um die Sicherheits-
technik der Bank und wie sie 
sich von den Einbrechern hat 
übertölpeln lassen.“

Auch Titus Jochen Heldt ist 
fassungslos. Solch eine Ermitt-
lungsakte könne in anderen 
Fällen Tausende Seiten lang 
sein. „Mir wurden nur vier oder 
fünf Seiten der Akte bereitge-
stellt. Darunter das Deckblatt 
und mein eigenes Gesuch zur 
Akteneinsicht. Das kenne ich 
aber schon. Leider war kein 
einziges Blatt zum eigentlichen 
Ermittlungsergebnis dabei“, 
sagt Heldt. Solch ein Verhalten 
der Staatsanwaltschaft habe er 
in seinem Berufsleben noch 
nicht erlebt. „Das ist schon 
höchst seltsam. Und pro Fall 
wurden uns auch noch 12 Euro 
in Rechnung gestellt für Doku-
mente, die wir größtenteils 
selbst geschrieben haben.“

Die Lübecker Staatsanwalt-
schaft geht auf die Vorwürfe 
nicht explizit ein. Die einzelnen 
Fallakten der Mandanten kön-
nen laut Jens Buscher, Spre-
cher der Staatsanwaltschaft, 
unterschiedlichen Umfang ha-
ben. Eine umfassende Akten-
einsicht sei noch nicht erteilt 
worden.

Einbruch bei Deutscher Bank: 
Erste Klagen eingereicht

Bank zahlte bisher drei Millionen Euro Entschädigung – Anwälte kritisieren Staatsanwaltschaft
Von Hannes Lintschnig
und Bend Strebel

So sah der Tresorraum der Deutschen Bank am Kohlmarkt in Lübeck nach dem Einbruch aus. Kriminelle hatten im Dezember 2024 insgesamt 
371 Schließfächer geknackt und verschwanden mit einer Beute im Wert von rund 18 Millionen Euro. Foto: privat

Lübeck. Der FDP-Fraktions-
chef Thorsten Fürter legt sich 
mit den Sozialverbänden an, 
die Zuschüsse von der Stadt 
bekommen. Fürter bezeich-
net deren Kampagne gegen 
geplante Budgetkürzungen 
als „völlig maßlos“.

Bürgermeister Jan Linde-
nau (SPD) hat vorgeschla-
gen, bei den regulär anste-
henden Neuverhandlungen 
von Budgetverträgen zehn 
Prozent einzusparen. Damit 
sollen ab 2027 rund 3,8 Mil-
lionen Euro eingespart wer-
den.

Dagegen wehren sich die 
Empfänger. Vor der jüngsten 
Bürgerschaftssitzung am 
vergangenen Donnerstag 
protestierten die Verbände 
vor dem Rathaus und forder-
ten „Zehn Prozent mehr statt 
weniger“.

„Die sozialen Träger ha-
ben in den vergangenen 
Jahren viel Geld aus der 
Stadtkasse bekommen“, 
rechnet der FDP-Politiker 
vor, „noch in den Jahren 
2015 bis 2017 lagen die Zu-
schüsse für soziale und ähn-
liche Einrichtungen im Fach-
bereich Wirtschaft und So-
ziales bei unter drei Millio-
nen Euro. Im aktuellen 
Haushalt 2025 liegt der Be-
trag bei rund sechs Millionen 
Euro.“

Bei einem stark defizitä-
ren Haushalt sei ein Sparbei-
trag von zehn Prozent mehr 
als angemessen, sagt Fürter: 
„Wer glaubt, wir könnten im 
Sozialbereich jedes Jahr 
weiter draufsatteln, riskiert 
auf mittlere Sicht den Ban-
krott der Stadt.“

Streit um 
geplante 

Kürzungen 
Von Kai Dordowsky

Das ist schon 
höchst seltsam.
Titus Jochen Heldt 
Rechtsanwalt,  über die 
Staatsanwaltschaft Lübeck

Lübeck. Die Fairtrade-Or-
ganisationen haben eine 
Schoko-Wette gegen Bür-
germeister Jan Lindenau 
(SPD) gewonnen. Sie haben 
darauf gesetzt, dass inner-
halb der beiden Fairtrade-
Wochen in Lübeck mehr 
Schokolade verkauft wird 
als der Bürgermeister wiegt.

„450 Kilogramm fair ge-
handelte Schokolade wur-
den im Weltladen, bei Land-
wege und One Fair Trade so-
wie im Hotel an der Marien-
kirche verkauft“, sagt Betti-
na Sick-Folchert vom Welt-
laden Lübeck. „Damit haben 
wir den Bürgermeister mehr 
als viermal aufgewogen!“

Jan Lindenau hatte zuge-
sagt, für den Fall einer Nie-
derlage zwei weitere fair ge-
handelte Produkte im Rat-
haus einzuführen. Das wer-
den Tee sowie kleine Scho-
koladentäfelchen sein, die 
bei Empfängen als Alternati-
ve zum Marzipan angeboten 
werden.

Die Hansestadt setzt sich 
seit fast 15 Jahren für fairen 
Handel ein. Der Titel Fairtra-
de-Stadt wurde ihr erstmals 
2011 durch den Verein Fair-
trade Deutschland verlie-
hen. Dafür muss sich die 
Stadt für Fairen Handel ein-
setzen und bestimmte Krite-
rien erfüllen. Lübeck darf 
den Titel für zwei weitere 
Jahre tragen, hat die Stadt 
jetzt verkündet. Weltweit 
gibt es über 2000 Fairtrade-
Städte in 36 Ländern.

Lindenau 
verliert 

Schoko-Wette
Von Helge von Schwartz


